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Text und Begründung 
In den letzten Tagen und Monaten wurde Winterthur immer wieder als Austragungsort von 
unbewilligten Demonstrationen und Hausbesetzungen durch Linksaktivisten ausgesucht. 
Diese gewaltbereiten, vermummten Autonomen zerstören fremdes Eigentum und zünden 
Gebäude an. Dabei bringen sie auch viele unbeteiligte Personen und Polizisten in Gefahr. 
Der Stadtrat muss alles daran setzen, dass diese destruktiven Demonstrationen und 
Hausbesetzungen der Ultralinken in Winterthur nicht mehr stattfinden können. Die negativen 
Schlagzeilen dieser Anlässe machen standortfördernden Massnahmen des Stadtmarketings, 
der Stadtentwicklung und der konstruktiven politischen Kräfte zunichte. 
 
Am letzten Samstag, 13. November 2004 fand wieder einmal mehr eine Hausbesetzung auf 
dem Sulzerareal mit über 100 Linksaktivisten statt. Dabei entstand wie üblich hoher 
unnötiger Sachschaden. Bereits wird auf den verschiedensten Schweizer Homepages der 
Ultralinken die nächste Grossdemonstration auf den 27. November 2004 in Winterthur 
angekündigt. Auch wenn die Demonstration ganz harmlos als "Demonstration gegen die 
SVP" getarnt ist, zeigen die Foren im Internet, wie gewaltbereit die 
Demonstrationsteilnehmenden sich auf diesen Tag freuen. Es wird im Internet auch 
angekündigt, dass ein "revolutionärer Block" dabeisein wird. 
 
Daher stellen sich folgende Fragen an den Stadtrat: 
 
1. Gibt es bestimmte Hinweise, weshalb gerade Winterthur bevorzugter Austragungort von 
linkextremen Demonstrationen geworden ist? 
 
2. Was unternimmt der Stadtrat, dass die Demonstration von Linksaktivisten am 27. 
November 2004 verhindert werden kann? Hat der Stadtrat bereits eine Bewilligung für diese 
Demonstration erteilt? 
 
3. Was unternimmt der Stadtrat, dass Winterthur nicht mehr Hauptaustragungsort der 
gewalttätigen Demonstrationen der Linksextremen bleibt? 
 


